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Zugcstellt am . » I ;
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in dem Rechtssheh

.................................................... ,)

Kläger und Revisionskläger;

')

Prozeßbevollmächtistel“?
. ............................ ‚

g e g e n“

Beklagte und Revisionsbeklegte,
Prozeßbévollmächtigter:

....... ..............................................

Der 2° Senat des Bundessozielgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 28„ Mai 497% durch den

Vorsitzenden Richter 8 ra chm an n .,
die

Richter .<ü_sner und Dr. Krasney

sowie die ehrenamtlichen Richter

Henninger und Dr.Henken

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Lendessoziel—

gerichts‘füf das Land NordrheinéUestfalen vom
21. März 4972 wird zurückgewiesen,

Kosten sind nicht zu erstatten°
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Der Kläger ist seit 4952 Arzt;iséit 4959 Facharzt für

Chirurgie. Er ist — seit Mai 4962 — hauptberuflich als

Werksarzt bei der (ATH) in
D; beschäftigt„ Im November 4965 bean—

tragte er bei dem Beklagten seine Bestellung zum Durch—

gangsarzt (D—■rzt) in Duisburg. Diesen Antrag unter—

stütäte die LTH und gestattete dem Kläger, in den ihm
als Uérksarzt zur Verfügung gestellten Räumen auch

nichtwerkszugehörige Unfallverletzte zu versorgen und

zu behandeln° Der Beklagte lehnte den Antrag durch
Sehrhiben

vom 7. Mai 4968 mit der Begründung ab, nach

allgemeiner Auffassung solle ein Werksarzt=nieht behan—

delndér Arzt sein, im Hinblick auf die Aufgaben eines

Verksarztes erScheine es zweifelhaft, ob ihm die für

einen D—Arzt erforderliche Beschränkung auf das Fach—

gebiet der Cirurgie möglich sei; die Prüfung, ob der

Kläger nach einem Verzicht auf die werksärztliche Tätigé

keit zum D—Arzt bestellt werden könne, behielt sich der
Beklagte vor‚

Der K äger hat am 6. Juni 4968 Klage erhoben und die

Auffassung vertreten, der Beklagte sei nach @557
Abs. 2 Satz 2 der Reichsvensicherungsordnung (EVO) ver—
pflichtet, ihn als D—Arzt zu bestellen. Das Sozialr

gericht Duisburg hat die Klage durch Urteil vom 24‚ Mai

4974 abgewiesen, da der Kläger keinen Rechtsanspruch

auf Zulassung zum D—■rzt—verfahren habe und in der Ab—

lehrung kein Ermessensmißbnauch liege°

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klä—

-rs durch Urteil vom 24° März 4972 zurückgewiesen und

zur Begründung ausgeführt: Beim Klagebegehren handele

es sich um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit in

U
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4Angelegenheiten der Sozialversicherung. Zwar habe kein irzt
einen Anspruch auf Zulassung zum D—Arztverfahren; ein Vor—
verfahren sei jedoch enthehrlich. da beim Beklagten keine

Hiderspruchstelle bestehe und auch mit deren Einrichtung
in angemessener Zeit nicht zu rechnen sei. ■us @ 557 ■be.2

Satz 2 EVO könne der Kläger keinen Anspruch auf Bestellung

zum D—Arzt herleiten. Nach dieser Vorschrift hätten_die

fachlich geeigneten Ärzte lediglich einen Anspruch auf Zu—

lassung zum berufsgenossenschaftlichen ■gilyerfahren. Der

D—Arzt habe im Unterschied zu den nur in der Heilbehend—

lung tätigen Ärzten jedoch auch Verwaltungsaufgeben der
Berufsgenossenschaften zu erfüllen. Er entscheide mit hin—

dender Wirkung für sie darüber, ob der Verletzte in der
Krankenpflege der Krankenkassen verbleibe oder ob berufs—

genossenschaftlicho Heilbehandlung erforderlich sei. Bei

dem sowohl öffentlich—rechtlichen als auch privatérecht—

lichen Verhältnis zwischen Berufsgenossenschäft und D—irzt

stehe ein privat—rechtliches Auftragsverhältnis im Vorder—

grund, auf dessen Herstellung kein Arzt aus seiner Stellung

als Arzt ein Recht herleiten könne.

Nach Leitnummer 21 des zwischen dem Hauptverband der ge—
werblichen Berufsgenossenschaften e.V. und dem Bundes—
verband der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften

e.V. einerseits und der Kassenärztlichen Bundesvereinigurg

andererseits abgeschlossenen Abkommensvom 4. Januar 4956
(Ärzteabkommen) und 5 8 Nr. 5 der Vereinbarung der verks—

är‚tlichen Arbeitsgemeinschaft mit dem Hauptverband der

gewerblichen Berufsgenossenschaften vom 4. März 4955

stehe die mit Zustimmung des Betriebes auch mögliche Be—

stellung von Werksärzten zu D—Ärzten im Ermessen der Be—

rufsgenossenschaften. Schon mit Rücksicht auf die Lufgabcn

eines Werksarztes nach den Richtlinien des Bundescrbeits—

ministers vom 10. Juni 1966 und % 18 der Berufsordnung der
“ ‘ ' ‚' {' " *:
Ar2tekammer Nordrhein von 2°. Dezember 4956 50hlc d 45 Gel

_ 4 _
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Berufsordnung für die deutschen Ärzte sei die Entschei—
dung des Beklagten nicht ermessensfehlerheft. Werksärzte

seien in der Regel nicht geeignet, zum D—Arztverfahren
zugelassen

zu werden, weil sie sich grundsätzlich einer

behandelnden Tätigkeit enthalten sollten; die Behandlung

der Unfallverletzten sei aber gerade ein wesentliches

!ufgabC:lgebiet der D—Ärzte. Zu berücksichtigen sei ferner,

daß der Kläger durch seine Tätigkeit als Werks arzt bereits

sehr stark in Anspruch genommen sei, die Gefahr von Ken—

flikten za.ischen den fufgaben als Werksarzt urd den Pfl ich—

ten als.D—Arzt bestehe und die ATH als Eigezatümerin der

Praxisräune und des Instrumentariums zudem jederzeit eine

Tätigkeit des Klägers als D—Arzt zum Erliegen bringen

k'nne. Der Kläger könne daraus, daß Dr. Dr. Keller vor
mehr als 46 Jahren trotz seiner Tätigkeit als kerksarzt

bei der ATM im Werk Duisburg—Kuhrort zum Durchgan sartt

bestellt'uorden sei, keine Rechte h rleiten. Bei diesem

!1‘zt habe es sich um einen AuSnahmefall gehandelt. Der

Mellagte habe nicht willkürlich gehandelt und daher

nicht gegen Alt. 5 des Grundgesetzes (GG) verstoßen. Der
Grundsatz der freien Arztwahl sei nicht verletzt. Der

Antrag auf Einführung freier Arztwahl im berufs genos sen—
haftlichen Heilverfahren sei im Deutschen Bundestag

nicht
angenommen werden; darüber hinaus könne der Unfal—

verlet7 zte zwisehen mehre1 en D—Ärzten frei wählen. In

I. 1 seien mehrere Ärzte zu D—Ärzten«
bestellt° Die Nichtzula ossung des Klägers als D—Arzt
versto■e auch nicht gegen Art° 12 GG. Sie berühre ni ht
die Freiheit der Berufswahl Die Tätigkeit eines

D—Arztes stelle nur eine fu sübungsform des Berufes

eines frei praktizierenden oder eines angestellten

Arztes dar° \uch ohne Zulassung als D—arzt könrle der
_Kläger, nders als ein Arzt ohne Kaesenzulassung, seinen

Beruf e1101greich ausüben° Unter dem Gesichtspunkt des

Geneinvohls erueise sich die Ablehnung des Antreges

..5...
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ebenfalls nicht als rechtswidrig. vwar sei es m"glicker—

weise erforderlich, die Tätigkeit eines Wercsarztes an—
ziehender auszugestalten, um eine werksärztliche Betreuung

der Betriebe nicht zu gefährden. Im HinbliCk auf die mög—

lichen Konfliktsituationen zwischen der werksärztlichcn

Tätigkeit und den Aufgaben eines D-■rztes ließen das Ge—

meinwohl und das Interesse der Versicherten es nicht zu,

aus sachfremden 3rwägungen grundsätzlich alle Worcsärzte '

zu D—Ärzten zu bestelleno

Das LSG hat die Revision zugelassen‚

Der Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt und wie folgt

begründet: Dem Wortlaut des % 557 EVO entsprechend habe

er bei unbestrittener sachlicher und persönlicher Qualifi—
kation als Facharzt für Chirurgie einen unmittelbaren

bjechtsan5pluch auf Beteiligung am D—Ärztverfahren gegen
den Beklagten"

Selbst wenn man davon ausgehe, daß die Zulassung als
D—Arzt im Ermessen des Beklagten liege, sei die Ablehnung

rechtswidrig‚ Der Beklagte habe sein Ermessen nillkürlic
ausgeübt, weil er aus grundsätzlichen Erwägungen überhaupt

keine Werksärzte zu D—Ärzten bestellen wolle, ohne spcsi
elle Argumente gegen die Person des Klägers vorbrirgen zu
können° Die Abkommen vom 4. März 1955 und 4° Januar 4956

würden dadurch inhaltslos. Auf die Berufsordnung der

Ärztekammer Nordrhein könne in diesem Zusammenhang ri ht

verwiesen werden, sie habe auch schon im Abkommen vom
4° här■ 4955 ihren Niederschlag gefunden° Die Standes—

richtlinien regelten außerdem ausschließlich die Bezie—

hungen der Ärzte untereinander und hätten keine iußen—

’nirkung° Der Kläger könne durchaus neben seiner Herkserzt—
tätigkeit noch die Aufgaben eines D—Arztes erfüllen„ *m

Hinblick auf den vom LSG zitierten umfangreichen iufgaben—

_ g _
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katalog der Herksärzte sei zu
berücksichtigen1 daß bei

der A”H gleichzeitig 6 bis 9 Ärzte tätig seien. Die
Tätigkeit des Klägers beschränke sich auf die ärztliche

Hilfe undErstbehandlungbei Uniällen„ Daer auchdie
Einzelheiten des Unfalles festhalte, übe er die gleiche
Tätigkeit wie ein D_Arzt aus. Die Zulassung als D—Arzt

türde für ihn zu keiner Hehrbelastung führen‚

Es sei nicht ersichtlich‚ inwiefern eine Konfliktsitu—

‚tion zwischen der Tätigkeit als Werksarzt und der als€.
)

D—Arzt gerade bei der ATH auftreten sollte, während
nach den Vereinbarungen zwischen der werksärztlichen

Arbeitsgemeinschaft und dem Hauptverband der Berufs—

genossenschaften Werksärzte zu D—Ärzten zugelassen

rerden könnten‚ Der Beklagte habe sich auch nicht auf

eine solche Situation im Falle des Dr. Dr° Keller
berufen° Die Möglichkeit der Kündigung der Praxisräumé

sei nur theoretisch und wider$preche der Situation
iéines paritätisoh mitbestimmten Großbetriebes. Die

Gefahr einer Kündigung seiner Prexisräume durch den

Hausbesitzer_bestehe zudem jederzeit auch für jeden
anderen Facharzto

Die Entscheidung des Beklagten'verstoße gegen Art. 5

des Grundgesetzes, da zahlreiche andere Werksärzte zu

D—Ärzten bestellt seien. Sie‚terletze auch den Grund—

satz der freien ■rztvghl; die Belegschaft der ATH
wünsche die Eöglichkeit, von dem Kläger als D—Arzt

5behanäelt zu Werden. Der T; habe seinen
Antrag unterstützt, um die Stellung des Werksarztes

so euszugestelten, daß qualifizierte Ärzte für eine

_solche Tätigkeit gewonnen werden könnten und die■vg
Position des Werkserztes nicht im Ehdergebnis zu!

einer negativen Auslese von
Ärzten führe. Im Enthrf

zum Herksarztgesetz sei zum Ausdruck gebracht‚ daß
...7-
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man mit Sicherheit nicht die erforderliche Zahl an Werks—
ärzten gewinnen könne, sofern der Status des Wer153rzte'

durch sachlich ungerechtfertigte Standesrichtlinien_ein—
geengt werde°

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung des

Lendessozialgerichts das Urteil des Sozialgerichts

'Duisburg vom 21„ Mai 4974 zu ändern, den Bescheid

des Beklagten vom 7„ Mai ■968 aufzuheben und den

Beklagten zu verurteilen, über seinen Antrag vom

■8„ November 4965 neu zu entscheiden°

Der Beklagte und die Beigeladene zu 2) beantragen,

die Revision zurückzuueisen. Sie halten das enge—
fochtene Urteil für zutreffend°

Die Beigeladene zu ?) stellt — wie bereits in den Vor—

instanzen — keinen Antrag; sie hat sich zur Suche nicht

geäußert°

»II

Der Senat hat mit Einverständnis der Beteiligten ohne

mündliche Verhandlung entschieden (@ 124 Abs. 2 des
Sozialgerichtsgesetzes —°GG—)°

Die zulässige Revision des Klägers ist nicht begründet‚

Zu Recht haben die Vorinstanzen die Zulässigkeit des

echtswe€es vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkcit

ür gegeben erachtet° Bei dem anhängigen Rechtsstreit

handelt es sich um eine öffentlich—rechtliche'Streitigkeit

_ 8 _
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in Angelegenheiten der Sozialversieherung (@ 51 Abs. 1 SGG).

Der Kläger erhebt einen Anspruch auf Bestellung zum D—Arzt.

Das D—Arztverfahren ist eine Einrichtung des.berufsgenossen—

schaftlichen Heilverfahrens und gehört zu den Kaßnahmen,

mit denen die Unfallversicherungsträger die ihnen übertra—
genen öffentlich—rechtlichen Aufgaben auf dem Gebiet der

gesetzlichen Unfallversicherung (SS 556, 557 Abs° 2 Satz 1
EVO) erfüllen, Schon daraus folgt, daß der vom Kläger erho—

bene Ansprueh seine Grundlage nur im öffentlichen Recht

haben kann(vgl° BSG 21, 104, 109 zur Zulassung als Knapp—

schnftsarztj Entsche OVG Berlin 8, 135 zum D—Arztverfahren)Q

Die Klage ist zulässig, obwohl ein Vorverfahren (5% 78 ff
see) nicht durchgeführt werden ist. Nach 5 79 Nr. 4 see
findet zwar ein Vorverfahren statt, wenn mit der Klage

die Aufhebung eines Verwaltungsakts begehrt wird, der

nicht eine Leistung betrifft, auf die ein Rechtsanspruch

besteht. Kit den angefochtenen Verwaltungsakt hat der

Beklagte es abgelehnt, den Kläger als D—■rzt zu bestellen.

Da für den Kläger auch nach der Auffassung des Senats,

wie noch_auszuführen ist, ein Rechtsanspruch auf Bestel—

lung zum
D—Arzt nicht besteht, liegen die Voraussetzungen

des 5 79 Nr„ 1 SGGvor° Diese Vorschrift bezieht sich
_nieht ausschließlich auf Leistungen, deren Gewährung im

Ernessen_der Verwaltung steht, sie erfaßt vielmehr alle
Fälle, in denen es sich — wie hier — nicht um einen

Rechtsanspruch auf Leistungen, sondern um eine Entschei—

dung handelt, bei der auch nur in einer irgendwie ge—

arteten Form ein Ermessen ausgeübt worden_ist (Vgl.

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 1„—7. Aufl.

S° 234 a V, a VI m° Nachw° insbes° aus der Rechtspre—

chung des BSG; ferner BSG in SozR Nrn° 14 und 16 zu
5 79 SGG)° Es kann offen bleiben, ob außerdem die

Tatbestand5merknale der Nr° 2 des 5 79 SGGim vorlie—
genden Fall gegeben sind. Der Kläger konnte Jedoch,
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wie bereits das SG und das LSG zutreffend angenommen haben,

gegen den Yerwaltungsakt des Beklagten unmittelbar Klage

erhoben, weil bei dem Beklagten eine für die Entscheidurg

über den Widerspruch zuständige Stelle entgegen den gesetz—

lichen Erfordernissen (vgl. @ 85 Abs„ 2 Nr‚ 2 SGG) nicht
bestimmt werden ist und deshalb ein Vorverfahren — in an“

gemessener Zeit — nicht durchzuführen war (vgl° ESG ?, 292,

294). Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Frage, ob es
sich bei Streitigkeiten der vorliegenden Art um öffentlich—
rechtdiche Streitigkeiten in Angelegenheiten der Sozial—

rersieherung (@ 54 Abs, 4 SGG, vgl. auch 5 85 Abs. 2 H3, 2

SGG) handelt, bisher höchstgerichtlich nicht entschieden

vor und daher die Notwendigkeit, hierfür eine hider:pruchs—

stelle zu bestimmen, zweifelhaft sein konnte. Insofern

liegen die Verhältnisse hier anders als in dem vom BSG

am20, Februar4968(BSG28, 5) entschiedenenFall; desBSG
hat (aaO S;8) das Vorverfahren nicht für entbehrlich gehal-

ten, weil bereits durch die Entscheidung-vom 45° Juli 4958

SG 7, 292) klgrgestellt werden sei, daß es in einem Vor—
vérfahren nachzuprüfende Entscheidungen der Kassenzehra .l.

‘Zu—}:

\lienen Vereinigung gebe°

Die Klage ist nicht begründet,

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Bestellung zum D—irzt.

Entgegen der Meinung der Revision läßt sich ein solcher

Anspruch aus 5 557 Abs. 2 Satz 2 RVOnicht herleiter.° Kae
dieser Vorschrift sind an der Durchführung der Heilbehand—

lung die Ärzte zu beteiligen, die dazu fachlich befähigt,

entsprechend ausgestattet und zur Übernahme der damit ver—

bundenen Pflichten bereit sind° Diese Regelung über die

Beteiligung von Ärzten an der “Durchführung der Heilbehand—

lung“ betrifft sowohl nach ihrem Wortlaut als auch nach

ihrer Zweckbestimmung nicht das Durchgangserztver£ahrcn.
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_ qo _

Des Aufgabengebiet des D—Arztes geht wesentlich über das—

jenige des Arztes hinaus, der die berufsgenossenschaft—

liche Heilbehandlung durchführt (H;Arzt). Zwar wird

euchder D—Arztbehandelndtätig, wenner einen Unfall—
verletzten, bei dem er berufsgenossehechäftliche Heil—

behandlung für erforderlich hält, in eigene Behandlung

nimmt° Die eigentliche Aufgabe des D-Arztes liegt jedoch

nicht in der Durchführung der Heilbehandlung, sondern

in erster Linie in der Entscheidung darüber, ob der '
Unfallverletzte in kassenärztlicher Behandlung bleiben

oder in ein berufsgenossenschaftliches Heilverfahren

genommen werden soll, Die Entscheidung des D—Arztes

über die Einleitung der berufsgenosscnschaftlichen

Heilbehendlung ist für die Berufsgenossenschnft ver—
bindlich, selbst wenn die Vord ssetzungen für die Über—

nehme nicht vorliegen (vglo—Lauterbach‚ Gesetzliche

Unfallversicherung, 5„ Aufl„, ■nm„ 42 p
zui■ 557 RVG)°

Dh'5ieh hiernach der eigentliche und bedeutsame Auf—

gabenbereich des D—Arztes auf Funktionen außerhalb der

“Durchführung der Heilbehandlung” erstreckt, kann ein

Anspruch auf Bestellung zum DfArzt nieht auf die Vor—

schrift des 5 55? Abs° 2 Satz 2 SGG gestützt werden,“

die nur die Beteiligung an der.Durchführung der Heil—
behendlung vorsieht (gleicher Ansicht: Lauterbach, aaO,.

inm. 27 zu 5 557; Noeske, Erläuterungen zum Ärzte—
dbkommen, Stand Januar 1975, S° 70 d 1; a.A. Sehrödere

Pfintzen, SozSieh 1965, 201)„ Die von einigen Abgeord—
heten des Deutschen Bundestags in der zweiten Lesung

des UVKG (629 Sitzung des Deutschen Bundestaés am

6. Herz ■963, vgl. BG 4965, 429 und 168} - nicht un—
\“. idercproehen — zum ■usdruck gebrachte Ansicht, 5 557

.bs„ 2 Satz 2 RVObeziehe sich auf D—Ärzte, hat imA
-

t J

—e:etz keinen Niederschlag gefunden,
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In den Bestimmungen des I%VAüber die Unterstüt211ng sp1H1101t
der (rankenkessen und Unternehmer gegenüber den Trägern

der Unfällversicherung und über Ers „t leistungen z1i: chen

Krankenkassen, Ersatzkassen un.d Trägern der Unfallversiche—,

rung vom 49„ Juni 1936 (AN 1936, 495} 4 zur howto“'e1tung
der Bestimmungen vgl. BSG 44, 255 und Brackmenn, aaO S„9C1

962 — ist zwar u.a„ festgelegt, unter welchen \%oeu1„et"u-
H“

Sen ein von der. Berufsgjezno—s.5enschaftf-lb;euze“ic'hneten Fadhäit‘zt
(Durchg engenrzt)‘ zu Rate zu zieheniiét "Und welche Aufgaben
dieser

zu erfüllen hat (tgl. @ 5). Die Vera utsetzurge; .u
die Bestellung von Durchgangsärz ten sind jedoch in den Be—

stimmungen nicht geregelt' Insoweit sind n'=here'Linzelhei—

ten enthalten in den Leitnummern 24 ff des Ärzt eeolzcnmens

von 1„ Januar 4965 (zwischen dem Hauptverband dei geuc1bli—

clien Berufsgerossensche ften, dem Bundesverband der land—

irts cheftlichen Berufsgenossensche ften serie — seit de

400 Zussatzahkomrnen — der Bun1desarbeitsgemeinscheft der

gemeindlichen Unfallversicherungsträgcr einerseits und der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung an ererseits) und den

“Richtlinien für die Bestellung von Durchgangsärztcn von

W■. Juli 4965 (mitgeteilt bei Lauterbach, 330, Anm„ 12 @
zu 5 557)„ Als An5pruchsgrundlage auf Bestellung zum'Duzch—

gangsarzt scheidet das Ärzteabkommen aber schon deshel aus,

teil in ihm nicht vorgesehen ist, daß ein Arzt, der die
V01nussetzungen erfüllt, zum D—Arzt bestellt nerden muß‚

Auch in Nr„ 5 der WLeith ätzé für die Zusammenarbeit der

Beruf smenoss %ha1 ten mit den Merk ärz ten“ von 4‚ Eärz 4955
(vgl° .-1dschr° Hptvbde VB 55/55), nach denen herk@ rzte zu

—Arzt n bestellt areide n konnen, w1rd e1n iec1ts.nsezuchk(‘j C
nicht begründet°

Das geltende Durchgan serztsystem steht, soveit es 1

iedem — auch hierfür geeigneten — Arzt einen 1nsplucn GU
Bes.tel..ung zum D—Arzt gex.ährt, nicht in liders prruch zu

'rnndrechten„ Es kann dahinstehen, ob der €ozialyersicherte
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aus Art.'2 Abs. 4 GG überhaupt einen Anspruch auf freie
Arztushl herleiten kann (vgl. BSG 24, 404, 444), Soseit

ein solcher Anspruch dadurch eingeschränkt wird, daß “

der Unfallverletzte die Wahl nur unter den D—Ärzten

seines Bezirks hat (vgl. Leitnummer 26 des Ärzteabkommens)

— eine hohe?d.elnde Tätigkeit übt der D—Arzt im xmeent—

lichen nur in den Verhältnismäßig seltenen Fällen aus,

in denen er eine berufsgenossenschaftliche Heilbehand—

lung selbst übernimmt —‚ handelt es sich jedenfalls um
eine zulässige Einschränkung des Grundr echte aus Art„ 2„

Abs„ 4 GG, die im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung

liegt, da sie sich aus den in;@v557 Abs° 2 Satz 4 BVD
angeführten Aufgaben der Unfallversicherungsträger her—

leitet° Auch das Grundrecht des Klägers auf freie Be—

rufswahl (Art. 42 Abs° 4 GG) wird nicht verletzt. Die
legelung des D-Arztvorfahrens berührt allenfalls die

tr
J

cufsau3übung, nicht die Berufsv:ahl Beschränkungen

‚.; D
; *‘
S

i: e Bor u sausübun g durch eine Nichtbeteiligung als

D—irzt sind jedoch so geringfügig, daß sie einer Beein—
”rächtigung dcr Berufsaghl aueh nicht en fernt v rgleich—

ber sind° Das tl if£t insbesondere für den Kläger als

hauptberuflichen \% miss rzzt zu, den das Risiko seines

Berufe veitgehend abgenommen ist‚ wenn auch — sie der

klägcr meint.- die Position eines Werkserztes durch die
Bestellung zum D—Arzt eine attraktivere Ausgestaltung

rfuh1en mag° Eine Verletzung des allgemeinen Gleich—

'heitsgrundsetzes (Art° 5 Abs. 4 GG) liegt nicht darin,
daß — vor mehr als 20 Jahren — der nach der Heinung

der Revision mit dem Kläger vergleichbare Werkserzt

Dr„ Dr° Keller zum D-irzt bestellt \.orden ist° Denn*

.sch den nicht engegriffenen Feststellungen des LSG

(S 463 SGG) hat es sich bei der Bestellung diese
Arztes zum D—Arzt um einen Ausnahmefall gehandelt.
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Die von der Revision eufgeworfene Frage, ob Werksärzte

— insbesondczre he.uptberuflich tätige — ausnahmslos oder
jede1:fa1ls g1undsätz lich von einer Beteiligurg am D—Jrzt—

veri'ehren ausgeschlossen sind, muß 0 fen bleiben, de sie

nicht e:1tsreb01dungeenhebiicn ist Der Beklagte hat in der
nbl ehne z‘den Entscr1eidung zum Ausdruck ge bracht, deB cf den

Kläger, auch renn dieser seine „erks rztl1che Tätigkeit

aufgeben würde, nicht ohne weiteres —
in:be201dere nicht

oh: e 11üfung der Vo1eu ssetzungen — zum D—Arzt bestellen

werde„ Der Entscheidung ist nicht zu entnehmen, daß die

Eigenschaft des Klägers als Werksarzt als alleiniger ‚.L Q
1

$.
“;

P
d

als zwingend—engesehener Grund für die Ablehnung der e—

stellung zugrundegelegen hat. Unter anderem durch den Hin—

reis auf die “Richtlinie zur werksärztlichen Betreuuzw; der

ßrbeitnebmer und zur Einrichtung werksärztlicher Dierste

in den Betrieben und Unternehmen“ des Bundesuinisters für

Arbeit und Eozie lordnung vom 40 Juni 4966 (BPBl — Fach

teil — S„ 169) und den dort Abschnitt III) engeführ cn
Aufgebenkätelog des w rksarztes het der Beklagte eine

richt zu besustendende Begründung der Ablehnu g dahin

gegeben, daB -r Zweifel deren hat, ob der läger die

Aufgaben eines D—■rztes neben seir er 1e*kserztti‘igkeit

voll erfüllen könnte°
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